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Teil B:  

1. Textliche Festsetzungen 

1.1 Art der baulichen Nutzung 

1.1.1 Allgemeines Wohngebiet WA  

Allgemeine Wohngebiete dienen gem. § 4 BauNVO vorwiegend dem Wohnen. 

Im WA sind zulässig: 

- Wohngebäude, 

- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Ausnahmsweise zulässig sind i.S. des § 1 Abs. 5 BauNVO: 

- die der Versorgung des Gebietes dienende Läden, Schank- und Speisewirtschaften 
sowie nicht störende Handwerksbetriebe 

Alle nach § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Nutzungen sind nicht Bestandteil 
des Bebauungsplanes. 

Räume für freie Berufe i.S.d. § 13 BauNVO sind zulässig. 

 

1.2 Maß der baulichen Nutzung 

1.2.1 Zulässige Grundfläche (§ 23 BauNVO i.V.m. § 19 BauNVO) 

Soweit sich aus der Festlegung der überbaubaren Flächen in der Planzeichnung (Teil A) nicht 
geringere Werte ergeben, werden im allgemeinen Wohngebiet die in der Nutzungsschab-
lone festgesetzten Grundflächenzahlen (GRZ) als Höchstmaß festgesetzt. 

1.2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Für das WA sind die unter Punkt 1.7.7 festgesetzten maximalen Gebäudehöhen zulässig. 

Die maximale Höhe wird gemessen von der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK) bis zum 
oberen Dachabschluss (First, Attika). 

1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 
BauGB, §§ 22 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen im WA sind der Planzeichnung (Teil A) durch Bau-
grenzen festgesetzt. 

Es wird für das WA eine offene Bauweise festgesetzt. 

Im WA sind nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig. 

Es gelten die Vorschriften zu den Abstandsflächen nach Art. 6 BayBO mit Ausnahme der 
abweichenden Regelung zu den Wandhöhen von Garagen, Carports und Nebenanlagen 
gem. Ziff. 1.7.8 der Festsetzungen. 
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1.4 Nicht überbaubare Grundstücksflächen 

Nebenanlagen, die Gebäude sind, sind nach § 14 Abs. 1 und § 23 Abs. 5 Satz 1 BauNVO 
außerhalb der festgesetzten Baugrenzen nur bis max. 20 m² Grundfläche je Grundstück 
zulässig. Die Festsetzung der zulässigen Wandhöhe erfolgt gem. Ziff. 1.7.8. 

 

Garagen und gebäudeunabhängige Solaranlagen können nach § 23 Abs. 5 Satz 2  
BauNVO außerhalb der überbaubaren Flächen nach Art 6 Abs. 9 Nr. 1 BayBO zugelassen 
werden.  

Nebenanlagen nach § 14 Abs. 2 BauNVO sind innerhalb des Geltungsbereiches ausnahms-
weise zulässig. 

 

1.5 Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

1.5.1 Öffentliche Verkehrsflächen 

Die Erschließungsstraße wird als öffentliche Verkehrsfläche mit Straßenbegrenzungslinien 
festgesetzt. 

Die Lage ist der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 

1.5.2 Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt 

Die genaue Lage ist der Planzeichnung (Teil A) festgesetzt. 

 

1.6 Höhenlage  

1.6.1 Höhenlage der Hauptgebäude im allgemeinen Wohngebiet (§9 Abs. 3 BauGB) 

Die zulässige Oberkante der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK max.) der Hauptgebäu-
de beträgt für den Bereich der in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten Teilflächen  

max. 0 m, bezogen auf Planstraße 2    Nr. 2, 3, 4, 5, 6, 16, 17 

mind. 0,3 m und max. 1 m, bezogen auf Planstraße 2 Nr. 14, 15,  

max. 0,3 m bezogen auf Planstraße 2   Nr. 7, 8 

max. 0,5 , bezogen auf Planstraße 2    Nr. 9, 10 

max. 0 m, bezogen auf Planstraße 1    Nr. 11, 12, 13 

über dem höchsten Punkt des hergestellten Niveau der angrenzenden öffentlichen Verkehrs-
fläche. 
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1.6.2 Höhenlage der Garagen und Carports im allgemeinen Wohngebiet (§9 Abs. 3 
BauGB) 

Für Garagen und Carports beträgt die zulässige Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK max.) 
für den Bereich der in der Planzeichnung (Teil A) festgesetzten Teilflächen 

max. 0 m, bezogen auf Planstraße 2    Nr. 2, 3, 4, 5, 6, 16, 17 

mind. 0,3 m und max. 1 m, bezogen auf Planstraße 2 Nr. 14, 15,  

max. 0,3 m bezogen auf Planstraße 2   Nr. 7, 8 

max. 0,5 , bezogen auf Planstraße 2    Nr. 9, 10 

max. 0 m, bezogen auf Planstraße 1    Nr. 11, 12, 13 

über dem hergestellten Niveau der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche. 

1.6.3 Bezugspunkte 

Bezugspunkt ist jeweils der höchste Punkte der öffentlichen Verkehrsfläche an der Grund-
stücksgrenze in senkrechter Verlängerung zur Gebäudekante. Bei Eckgrundstücken ist das 
maßgebende Höhenniveau die zum Gebäudegrundriss nächstgelegene öffentliche Ver-
kehrsfläche. 

Das Höhenniveau der angrenzenden Verkehrsfläche wird horizontal und senkrecht gemessen 
vom höchsten Punkt der nächstgelegenen öffentlichen Verkehrsfläche zur Oberkante der 
jeweiligen Erdgeschossrohfußbodendecke (EFOK).  

 

 

 

 

 

 

 

Das Höchstmaß der möglichen Geländegestaltung ist dem Punkt 1.7.1 der textlichen Fest-
setzungen zu entnehmen. 

1.6.4 Öffentliche Verkehrsflächen 

Die zulässige Höhenlage der öffentlichen Verkehrsflächen ist in der Planzeichnung, Teil A 
festgesetzt. Für die zulässige Höhe ist eine Abweichung von +/- 10 cm zulässig. 

 

  

Höchster Punkte der Verkehrsfläche an der Grundstücks-
grenze = +/- 0,00 m 

max. zulässige  EFOK  

Rechtwinklige Verlängerung zum Gebäudegrundriss 

Roh- 

fußboden 

Verkehrsfläche 
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1.7 Örtliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. m. Art 81 BayBO) 

1.7.1 Geländegestaltung i.S.d. Art. 6 Abs. 4 Satz 2 BayBO 

Die natürlichen Geländehöhen sind an den Grenzen des Geltungsbereiches einzuhalten. 
Stützwände über 15 cm sind entlang der Erschließungsstraßen nicht zulässig. 

Entlang der öffentlichen Verkehrsfläche ist im Bereich der Zufahrten zu Garagen und Stell-
plätzen das fertige Niveau der Grundstückskante an das fertige Höhenniveau der Erschlie-
ßungsstraße anzupassen. 

Innerhalb des Geltungsbereiches sind Geländeauffüllungen bis zu einer Höhe von + 1 m 
zulässig. 

Im WA sind für die im Plan festgesetzten Teilflächen 11 - 17 die Geländeoberflächen an 
das fertige Höhenniveau der Erschließungsstraße anzupassen. Die anzupassende Höhe 
ergibt sich aus der gedachten Linie zwischen der fertigen Höhe der östlich und westlich der 
Parzelle verlaufenden Erschließungsstraße sowie der gedachten Linie zwischen der nördlich 
und der südlich der Parzellen verlaufenden Erschließungsstraße. 

Im WA ist für die im Plan festgesetzten Teilflächen 1-10 die Geländeoberfläche entlang 
der Erschließung (öffentliche Verkehrsfläche) an das fertige Höhenniveau der Erschließungs-
straße anzupassen. 

 

1.7.2 Dächer  

In den Teilflächen sind nur die in der Planzeichnung (Teil A) angegebenen Dachformen für 
die Hauptbaukörper zulässig.  

Die zulässigen Dachneigungen für Hauptbaukörper für das WA sind unter Ziffer 1.7.7 fest-
gesetzt. 

Anbauten und Nebengebäude können in abweichender Dachform und Dachneigung ausge-
führt werden. Tonnendächer sind hierbei unzulässig. 

Im Geltungsbereich sind als Dacheindeckung bei geneigten Dächern mit mehr als 20° Dach-
neigung nur Dachsteine und Dachpfannen in den Farben ziegelrot bis braun oder hellgrau 
bis anthrazit aus Ziegel oder Betonstein zulässig. Blecheindeckungen mit Dachneigungen 
unter 20° sind nur in metallischen, matten Farbtönen zulässig. 

Ausgenommen hiervon sind technische Anlagen zur solaren Energie- und Wärmegewinnung. 

Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie sind nur auf Dächern und an den Gebäudefassa-
den zulässig. 

Spiegelnde oder stark reflektierende Dachmaterialien sind nicht zulässig. Ausgenommen 
hiervon sind technische Anlagen zur solaren Energie- und Wärmegewinnung. 

 

1.7.3 Doppelhäuser  

Bei Doppelhäusern hat sich der Nachbauende bei Hauptgebäuden in Dachform und Dach-
neigung, exakt an das bereits bestehende Gebäude anzugleichen. 

1.7.4 Dachaufbauten  

Dachaufbauten sind gem. Art. 57 Abs. 2 Punkt 4 BayBO als Schleppgauben und Sattel-
dachgauben zulässig. Sie müssen sich nach Anzahl und Größe der Hauptdachfläche unter-
ordnen. Der Mindestabstand zur Hauskante muss 1,50 m betragen.  
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Dachgauben sind als Standgauben mit einer max. Ansichtsfläche von 1,5 m², als liegende 
Gauben in einer max. Ansichtsfläche von 1,0 m² zulässig. Sie sind im inneren Drittel der 
Dachfläche zulässig, der Abstand zueinander muss mind. 1,0 m betragen. Es ist nur eine 
Gaubenform pro Dachseite zulässig. Dacheinschnitte wie z.B. Loggien u.ä. sind unzulässig. 

Zwerch-/Standgiebel sind bei Satteldächern mit max. 1/3 der Länge der Hauptfassaden-
länge und einem Mindestabstand von 2,50 m zur Hauskante zulässig. Der First der Zwerch-
giebel muss mind. 1,0 m unter dem Hauptdachfirst liegen. 

1.7.5 Anbauten  

An- und Vorbauten (Balkone, Wintergärten, Erker, Stand- sowie Zwerchgiebel) sind inner-
halb der festgesetzten Baugrenzen zulässig, wenn sie sich der Gesamtform und -gestaltung 
des Hauptbaukörpers unterordnen.  

Eine Unterordnung liegt vor, wenn der Baukörper eine max. Vortretungstiefe von 1,5 m und 
eine Breite von max. 40 % der Wandlänge der jeweiligen Wand des Hauptbaukörpers 
aufweist. 

1.7.6 Fassaden 

Fassadenöffnungen unmittelbar über dem Gelände 

Öffnungen im unmittelbaren Bereich des Geländes, Kellerlichtschächte und Eingänge müssen 
zum Schutz vor Oberflächenwasser wasserdicht ausgebildet werden oder so über der Ge-
ländeoberfläche angebracht sein, dass kein Oberflächenwasser eindringen kann. 

1.7.7 Gebäudehöhe, Wandhöhe und Dachneigung der Hauptgebäude 

Die maximalen Wandhöhen sind in Abhängigkeit zur Dachform, gem. folgendem Abschnitt, 
festgesetzt. 

Die Wandhöhe wird gemessen zwischen der gedachten horizontalen Verlängerung der her-
gestellten Erdgeschossrohfußbodendeckenoberkante (EFOK) zur Außenwand und dem 
Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der Oberkante der Dachhaut. 

Bei einem höhenversetzten Erdgeschoss wird die jeweilige Wandhöhe der entsprechenden 
EFOK gemessen. Die untere EFOK darf die maximale Wandhöhe der festgesetzten Wand-
höhe der oberen Erdgeschossebene um max. 2 m überschreiten. Die Gebäudehöhe wird 
gemessen von der EFOK der oberen Erdgeschossebene. 

Folgende Gebäudehöhenfestsetzungen mit Höhenbeschränkung werden als Höchstmaß über 
der hergestellten Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFOK) getroffen: 

Wandhöhe (WH) / Gebäudehöhe (GH) 

im WA ist zulässig: 

Satteldach, Walmdach mit einer Dachneigung von 20° - 28° (E+I) 

Es wird eine maximale Wandhöhe (WH (max.)) von 6,5 m, gemessen zwischen der EFOK 
(Erdgeschossrohfußbodenhöhe) und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut und 
eine maximal zulässige Gebäudehöhe (GH (max.)), gemessen zwischen der EFOK und 
Oberkante Dachhaut von 9 m festgesetzt.  

Satteldach, Walmdach mit einer Dachneigung von 38° - 44° (E+D) 

Es wird eine maximale Wandhöhe (WH (max.)) von 4,5 m gemessen zwischen der EFOK 
und dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut und eine maximal zulässige Ge-
bäudehöhe (GH (max.)), gemessen zwischen der EFOK und Oberkante Dachhaut von 9 m 
festgesetzt. 
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Pult-/versetztes Pult-/Zeltdach mit einer Dachneigung von 9° - 28° (E+I) 

Es wird eine maximale Wandhöhe (WH (max.)) von 6 m, gemessen zwischen der EFOK und 
dem Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut und eine maximal zulässige Gebäude-
höhe (GH (max.)), gemessen zwischen der EFOK und Oberkante Dachhaut mit 9 m für ver-
setztes Pultdach und Zeltdach und 8 m für ein Pultdach festgesetzt. 

Flachdach mit einer Dachneigung von 0° - 5° (E+I) 

Es wird eine maximal zulässige Gebäudehöhe (GH (max.)), gemessen zwischen der EFOK 
und Oberkante Attika von 7,6 m festgesetzt. 

Technische Dachaufbauten von untergeordneter Bedeutung, wie z.B. Kamine, Lüftungsanla-
gen und Aufzüge, sowie Werbeanlagen und Fassadenelemente, die über die zulässige Ge-
bäudehöhe hinausragen, sind zulässig, wenn sie abschnittsweise zusammengefasst sind. Ein 
Überschreiten durch Werbeanlagen und Fassadenelemente ist nicht zulässig. 

1.7.8 Höhe baulicher Anlagen (Garagen, Carports und bauliche Anlagen nach Art. 6 
Abs. 9 BayBO) 

Die maximal zulässige Wandhöhe beträgt im Mittel 3 m. 

Die maximal zulässige Firsthöhe bei Satteldächern, Walmdächern und Zeltdächern beträgt 
4,5 m. 

Bei Pultdächern darf die höhere Wand (First) nicht entlang der Grundstücksgrenze errichtet 
werden. 

Die Wandhöhe wird (abweichend von der bayerischen Bauordnung) gemessen zwischen der 
gedachten horizontalen Verlängerung der hergestellten Rohfußbodendeckenoberkante 
(EFOK) zur Außenwand und dem Schnittpunkt der traufseitigen Außenwand mit der Ober-
kante der Dachhaut, bei der Firsthöhe bis zum obersten Punkt der Dachhaut, bei Flachdä-
chern bis zum obersten Punkt der Attika. 

1.7.9 Werbeanlagen  

Werbeanlagen sind nach den Vorschriften der BayBO und nur am Ort der beworbenen 
Leistung zulässig. 

Die Werbeanlage muss unterhalb der Traufe des Gebäudes angebracht werden. 

Leuchtreklamen, Blink- und Wechsellichter sowie Werbeanlagen auf Dächern sind unzuläs-
sig. 

1.7.10 Garagen, Nebengebäude, Stellplätze, Hofflächen  

Bei Einfamilienhäusern und Doppelhäusern sind mind. 2 Stellplätze erforderlich. 

Bei Einzelhäusern mit mehr als einer Wohneinheit sind folgende Stellplätze erforderlich: 

• Wohnungen bis 40 m² Wohnfläche: 1 Stellplatz 

• Wohnungen von 41 bis 80 m² Wohnfläche: 1,5 Stellplätze 

• Wohnungen von 81 bis 120 m² Wohnfläche: 2 Stellplätze 

• Wohnungen ab 121 m² Wohnfläche: 3 Stellplätze 

Garagen und Carports gelten als Stellplatz beim Stellplatznachweis. 

Der Stellplatzbedarf ist rechnerisch auf zwei Stellen hinter dem Komma zu ermitteln und 
dann auf ganze Zahlen aufzurunden. 

Der Stauraum vor Garagen, in einem Mindestabstand von 5 m sowie deren Zufahrt, darf 
zum Stellplatznachweis nicht herangezogen werden. 

Zufahrten und Zugänge sind so auszubilden, dass das Oberflächenwasser den öffentlichen 
Straßen nicht zugeführt werden kann. 
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1.7.11 Einfriedungen  

Als straßenseitige Einfriedungen sind ausschließlich senkrecht gelattete Holz- und Metallzäu-
ne bis max. 1,2 m Höhe zulässig. Straßenseitige Maschendrahtzäune sind ausgeschlossen. 
Sofern zwischen Bauparzellen und an der Rückseite Einfriedungen erforderlich sind, sind 
dort Maschendrahtzäune, Metall- oder Holzzäune bis max. 1,2 m Höhe möglich. 

Sicht- bzw. Lärmschutzmauern mit Gebäudeanschluss sind bis zu einer Höhe von 2 m aus-
nahmsweise zulässig. 

Zaunsockel über 15 cm Höhe sind ausgeschlossen. Mauern sind als Einfriedung nicht zulässig. 

Eine Einzäunung der privaten Grundstücke kann auch entfallen. 

1.8 Grünordnerische Festsetzungen 

1.8.1 Verringerung der Flächenversiegelung, Gewässerschutz 

Verkehrsflächen, Stellplatzflächen und sonstige befestigte Flächen sind mit Ausnahme aller 
Bereiche, auf denen grundwassergefährdende Stoffe anfallen oder von denen eine erhöhte 
Verschmutzungsgefahr ausgeht (Zufahrten), mit un- oder teilversiegelnden Belägen zu be-
festigen; festgesetzt werden Rasengittersteine, Pflasterbeläge mit offenen, mindestens 2 cm 
breiten Fugen, wassergebundene Decken oder Schotterrasen, sowie wasserdurchlässiges 
Betonpflaster mit sehr geringem Abflussbeiwert und hoher Luft- und Wasserdurchlässigkeit. 

Zufahrten und Zugänge sind so auszubilden, dass das Oberflächenwasser den öffentlichen 
Straßen nicht zugeführt werden kann. 

Im allgemeinen Wohngebiet ist die gedrosselte Abgabe von Niederschlagswasser als Not-
überlauf aus den Speichereinrichtungen bis zu einer Menge von 0,1 Liter/Sekunde je 
100 m² Grundstücksfläche an die Kanalisation der angrenzenden öffentlichen Verkehrsflä-
che zulässig. 

 

1.8.2 Regenrückhaltebecken 

Rückhaltebecken und –mulden sind in Erdbauweise zulässig. 

1.8.3 Private Grundstücksflächen / Nicht überbaute Flächen, Grünflächenanteil  

Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch zu un-
terhalten. Der Mindestanteil beträgt je Grundstück 30 % der gesamten Grundstücksfläche. 

Je Grundstück ist ein Baum der Pflanzenliste Liste 1 oder 2 zu pflanzen. 

Zusätzlich gilt: bei Grundstücken, die größer als 600 m² sind gilt:  

Je angefangener 600 m² Fläche ist mindestens ein Laubbaum der nachfolgenden Pflanzen-
liste 1 oder 2 oder alternativ je 5 Sträucher der Pflanzenliste 3 anzupflanzen.  

Die Sträucher sind in Gruppen zu pflanzen.  

Dauerhaft vegetationslose Garten- oder Freiflächen als Kies- oder Schotterflächen sind je 
Grundstück bis max. 5 m² zulässig. Traufstreifen entlang von Gebäuden bleiben davon un-
berührt. 

Entlang der nördlichen Außengrenze des WA ist im Bereich der nachrichtlich dargestellten 
Parzellen 7-10 zum Schutz vor von außen zufließendem Wasser eine Anlage eines max. 
0,3 m hohen und naturnah gestalteten Erdwall zulässig. 

Regenwasserrückhalteeinrichtungen sind zulässig. 
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1.8.4 Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

Entlang der nördlichen Außengrenze des WA ist auf der gesamten Länge jeder Bauparzelle 
pro angefangener 10 m jeweils ein Baum der Pflanzenliste 2 oder alternativ je 5 Sträucher 
der Pflanzenliste 3 zu pflanzen.  

Davon ausgenommen ist im Bereich der festgesetzten Teilflächen Nr. 7 des WA im Schutz-
streifen der Strom-Freileitung nur eine Pflanzung von Sträuchern zulässig. 

1.8.5 Zulässige Gehölzarten und Qualitäten für die Festsetzungen nach Ziff 1.8.3 – 
1.8.4  

Liste I. der zu verwendenden standortheimischen Gehölzarten für den Naturraum „Mitt-
lere Frankenalb“   

 

Pflanzenliste 1 - Laubbäume, 1. und 2. Ordnung 

Mindestpflanzqualität: Hochstammbäume, 3 x v., StU 14 - 16 cm, außer 

bei Pflanzung in Hecke: vHei 100-150 cm 

 

 Acer campestre   Feld-Ahorn 
 Acer platanoides  Spitz-Ahorn  
 Acer pseudoplatanus    Berg-Ahorn  
 Betula pendula   Sand-Birke 
 Carpinus betulus  Hainbuche 
 Fraxinus excelsior  Gem. Esche 
 Malus sylvestris    Wild-Apfel  
 Prunus avium    Vogel-Kirsche 
 Prunus padus   Trauben-Kirsche 
 Pyrus communis    Holz-Birne 
 Sorbus aria    Mehlbeere 
 Sorbus aucuparia  Vogel-Kirsche 
 Sorbus graeca   Pannonische Vogelbeere  
 Sorbus torminalis   Elsbeere  
 Tilia platyphyllos  Sommer-Linde 
 Tilia cordata   Winter-Linde 
 Ulmus glabra   Berg-Ulme 

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen wer-
den. 

Pflanzenliste 2 - Obsthochstämme: 

(Mindestqualität Stammumfang 10/12 cm) 

Äpfel: Jakob Fischer, Kaiser Wilhelm, Gelber Edelapfel 

Birnen: Gelbmöstler, Schweizer Wasserbirne, Oberösterreichische Weinbirne 

Zwetschgen: Hauszwetschge 

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen wer-
den. 

Pflanzliste 3 für Strauchpflanzungen: 

Mindestqualität der Sträucher: mind. 2x verpflanzt, mind. 60/100 cm Höhe 

Cornus sanguinea  Hartriegel  
Corylus avellana  Haselnuss 
Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 
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Crataegus laevigata  Zweigriffeliger Weißdorn 
Ligustrum vulgare*  Gew. Liguster  
Lonicera xylosteum*  Heckenkirsche  
Prunus spinosa   Schlehe  
Rosa canina   Hunds-Rose  
Salix caprea   Sal-Weide  
Sambucus nigra   Schwarzer Holunder  
Viburnum lantana*  Wolliger Schneeball  
Viburnum opulus*  Wasser-Schneeball  

Weitere Arten können von der Naturschutzbehörde am Landratsamt zugelassen werden. 

* Giftpflanzen gem. GUV-SI 8018 

1.8.6 Im Geltungsbereich gilt: 

Nicht verwendet werden dürfen alle fremdländischen und züchterisch veränderten Nadel-
gehölze mit gelben oder blauen Nadeln und über 2 m Wuchshöhe. Für geschnittene Hecken 
ist an Nadelgehölzen nur die Eibe (Taxus baccata) zugelassen. 

 

1.8.7 Sonstige grünordnerische Festsetzungen / Allgemeines 

Die Bepflanzungsmaßnahmen sind in der dem Beginn der Gebäudenutzung folgenden 
Pflanzperiode durchzuführen. Der Aufwuchs ist zu unterstützen. 

Ausgefallene Gehölze und Bäume sind in der nächsten Pflanzperiode nachzupflanzen. 

Bei der Pflanzung von Bäumen muss, falls keine geeigneten Schutzmaßnahmen ergriffen 
werden, ein seitlicher Abstand zu den unterirdischen Leitungen von 2,5 m eingehalten wer-
den (maßgebend sind der horizontale Abstand zwischen Stamm und Außenhaut der Lei-
tung). 
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Hinweise (Teil C) 
 

Straßenplanung 

Zur Ermittlung der exakten Höhenlage zwischen den festgesetzten Höhenpunkten der Verkehrs-
flächen wird auf den Lageplan und den Höhenplan der Erschließungsplanung des Baugebietes 
„Günching Ost“ verwiesen. 

Immissionsschutz 

Die den schalltechnischen Festsetzungen zu Grunde liegenden Vorschriften, insbesondere DIN-
Vorschriften können beim Landratsamt Neumarkt i.d. Opf. zu den regulären Öffnungszeiten 
(telefonische Terminvereinbarung wird empfohlen) eingesehen werden. 

Hinzuziehung Statiker / Bodengutachter 

Im Hinblick auf die Anforderungen bei Bebauungen wird für die Gründung von baulichen An-
lagen die Hinzuziehung eines Statikers empfohlen. 

In diesem Zusammenhang wird auch zur Klärung der Baugrund-, Grundwasser- und Sickerwas-
serverhältnisse die Einschaltung eines Bodengutachters empfohlen. 

Schichten- und Hangwasser, Versickerung und Ableitung von Regenwasser / Schmutz-
wasser 

Beim Bau von Kellergeschossen sind die Grundwasserverhältnisse zu berücksichtigen, um Schä-
den und Beeinträchtigungen durch zeitweise ansteigendes Schichtenwasser zu vermeiden. In 
diesem Zusammenhang werden notwendige Maßnahmen gegen Wassereinbrüche und der 
Einbau von weißen Wannen empfohlen. Bei Unterkellerungen oder beim Bau von Kellerge-
schossen ist damit zu rechnen, dass im Planungsgebiet bei Schneeschmelze oder Starkregen 
Wasser abfließen kann. 

Entsprechende bauliche Maßnahmen zur Verhinderung von Vernässungen oder Feuchtschäden 
sind erforderlich. Bei Anordnung von Gebäudeöffnungen wie Fenster und Türen im Keller- und 
Terrassenbereich sowie bei der Anordnung von Auffüllungen und Abgrabungen ist dies zu be-
rücksichtigen. Die Beeinträchtigung von Nachbargrundstücken ist zu vermeiden. Es wird empfoh-
len, alle Gebäudeöffnungen (z.B. Eingänge, Kellerlichtschächte) mit einem Sicherheitsabstand 
über OK Gelände bzw. OK Straße zu legen. 

Gem. Art. 41 BayBO ist der Bauherr für die schadlose Beseitigung des Regenwassers verant-
wortlich. Dieses darf nicht zum Nachteil Dritter ab-/ umgeleitet werden. Die Sickerfähigkeit des 
Untergrundes ist im Vorfeld zu prüfen und nachzuweisen. Auf die Unzulässigkeit der Ableitung 
von Regenwasser auf fremden oder öffentlichen Grund wird ausdrücklich hingewiesen. 

Ferner wird in diesem Zusammenhang auf die "Niederschlagswasserfreistellungsverordnung" 
(NWFreiV) vom 01.01.2000, mit Änderung vom 01.10.2008, und auf die aktualisierten "Tech-
nischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grund-
wasser" (TRENGW) vom 17.12.2008 hingewiesen. Für nicht erlaubnisfreie Einleitungen sind 
Anträge beim Landratsamt zu stellen. 

Niederschlagswasser von unbeschichteten Kupfer-, Zink- oder Bleiflächen von über 50 m² darf 
nur nach Vorreinigung des Wassers über eine geeignete Oberbodenschicht oder nach Vorrei-
nigung über eine Behandlungsanlage mit Bauartzulassung versickert werden. 

Es wird dringlich empfohlen, Flächenversiegelungen auf das unbedingt notwendige Maß zu 
beschränken und den Einbau von Regenwasserzisternen vorzusehen. Diese können zur Garten-
bewässerung sowie zur Grauwassernutzung dienen und genutzt werden. 
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Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (z.B. Heizöllagerung), Wasserhaltungen sowie 
Aufgrabungen und Bohrungen zur Erdwärmenutzung sind dem Landratsamt Neumarkt (Sach-
gebiet Wasserrecht) vorher anzuzeigen, da hier weitere Anforderungen auf Grundlage der 
Wassergesetze (WHG, BayWG, VAwS) möglich sind oder wasserrechtliche Genehmigungen 
unabhängig anderer Rechtsbereiche erforderlich sein können.  

Durch die Hanglage ist bei starken Niederschlägen oder Schneeschmelze mit erheblichen Men-
gen wildabfließenden Wassers zu rechnen. Entsprechende Vorsorge ist durch den Bauherrn zu 
treffen. 

Im Bereich des Bebauungsplans ist u.U. mit hohen Grundwasserständen zu rechnen. 

Sofern Bauteile in das Grundwasser (Bauwasser oder dauerhafte Einbindung) ein-binden, ist 
ein Wasserrechtsverfahren erforderlich. 

Jeder Grundstückseigentümer hat sich selbst gegen Rückstau aus dem Kanalnetz zu schützen. 
Rückstauebene ist die Straßenoberkante. Schutzmaßnahmen ergeben sich aus den einschlägi-
gen Vorschriften (u. a. DIN 1986) sowie der gemeindlichen Entwässerungssatzung. Rückstau-
klappen sind nur bedingt zielführend.  

Abflüsse unterhalb der Rückstauebene (Waschmaschine, Dusche, WC, usw.), sollten zwingend 
über eine Hebeanlage (Pumpe mit Druckleitung) entwässert werden. 

Gering verunreinigtes Niederschlagswasser (Dachflächen) darf – soweit möglich – auf dem 
eigenen Grundstück schadlos versickert werden. Wird das auf den Parzellen anfallende Nie-
derschlagswasser gesammelt, ist dieses in eine private Rückhalteanlage mit einem Mindestspei-
chervolumen von V > = 3 m³ einzuleiten, bevor es gedrosselt mit Q <= 1 l/s zum öffentlichen 
Regenwasserkanal abgeleitet wird. 

An der Grundstücksgrenze sind privaten Kontrollschächte für Schmutzwasser und Nieder-
schlagswasser zu errichten.  

Gering verunreinigtes Niederschlagswasser (Dachflächen) darf – soweit möglich – auf dem 
eigenen Grundstück schadlos versickert werden. Das anfallende Niederschlagswasser ist in 
eine private Rückhalteanlage mit einem Mindestspeichervolumen von V > = 3 m³ einzuleiten, 
bevor es gedrosselt mit Q <= 1 l/s zum öffentlichen Regenwasserkanal abgeleitet wird. Die 
ordnungsgemäße Ausführung und Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage ist nachzuwei-
sen 

Oberflächenwasser und anderes Abwasser darf nicht auf die Straßenfläche geleitet werden. 

Hausdrainagen dürfen nicht an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden. 

Erdgeführte Ver- und Entsorgungsleitungen 

Auf die Festlegungen des Merkblattes über „Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsor-
gungsanlagen“ im Rahmen der Erschließungsplanung wird hingewiesen.  

Bei Erdarbeiten in Leitungsbereichen ist der Versorgungsträger zu verständigen und die ge-
planten Baumaßnahmen abzustimmen.  

Die Bauwilligen werden auf die Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaften der 
Feinmechanik und Elektrotechnik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel und die darin auf-
geführten VDE Bestimmungen hingewiesen. 

Brandschutz 

Der Einsatz von Rauchmeldern in Wohngebäuden kann frühzeitig Brandentstehung melden und 
in erheblicher Weise kostengünstig dazu beitragen, Gebäudebestand zu schützen und Leben 
zu retten. Es wird empfohlen, die Gebäude mit Brand- und Rauchmeldern auszustatten. 
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Ausreichende Löschwasserversorgung: Der Grundschutz an Löschwasser durch das Hydranten-
netz liegt nach dem Merkblatt Nr. 1.9-6 vom 25.04.1994 das Bayer. Landesamt für Wasser-
wirtschaft und nach den technischen Regeln des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches 
e.V. (DVGW) - Arbeitsblätter W 331 und W 405 bei 1600°. Hydranten sollten in einem Ab-
stand von 80 m bis 100 m errichtet werden. Der Hydrantenplan ist mit dem örtlichen Komman-
danten der Feuerwehr abzustimmen. 

1. Ausstattung und Handlungsmöglichkeiten der Feuerwehr 

Die Freiwilligen Feuerwehren der Stadt Velburg (FF Velburg; DLK 23/12, LF 16/12, TLF 
16/25; FF Günching: TSF) sind personell und materiell ausreichend ausgestattet. Die Leistungs-
fähigkeit der örtlichen Feuerwehren für den Erstangriff ist derzeit gegeben. 

2. Einhaltung der Hilfsfrist 

Das Gerätebaus der Freiwilligen Feuerwehr Günching ist ca. 600 m Fahrstrecke und das Gerä-
tehaus der Freiwilligen Feuerwehr Velburg ist ca. 9,0 km Fahrstrecke vom geplanten Baugebiet 
entfernt. Es bestehen keine Bedenken bezüglich der Einhaltung der Hilfsfrist für den Erstangriff 
von Außen. 

Aufgrund der sehr großen Entfernung des wasserführenden Fahrzeuges mit Atemschutz wird 
das Schutzziel des Art. 12 BayBO (Rettung von Menschen, wirksame Löscharbeiten) nur teilwei-
se erreicht. 

3. Sicherstellung des zweiten Rettungsweges 

Aufgrund der geplanten Bebauung mit Einzel- und Doppelhäusern ist die Vorhaltung eines 
Hubrettungsgeräts für die Personenrettung voraussichtlich nicht erforderlich. Bei Gebäuden, 
deren Oberkante der Brüstung von zum Anleitern bestimmten Stellen mehr als 8 m über der 
Geländeoberfläche liegt, ist der zweite Rettungsweg baulich herzustellen, da die Drehleiter 
nicht innerhalb der Hilfsfrist zur Verfügung steht. 

4. Löschwasserversorgung 

Das Löschwasser ist durch die öffentliche Trinkwasserversorgung bereitzustellen. Für die ge-
plante Bebauung (Allgemeines Wohngebiet) ist eine Löschwassermenge von 48 m3/h über 
eine Zeitdauer von 2 Stunden erforderlich. Die Löschwasserentnahmestellen sind in einem Ab-
stand von 100 - 150 m im öffentlichen Straßenraum anzuordnen. Die Entnahmestellen sind zu 
einem Drittel als Überflurhydranten auszuführen, im Übrigen können Unterflurhydranten ver-
wendet werden. 

5. Erschließung 

Das Straßen- und Wegenetz ist so zu bemessen, dass eine ungehinderte Zufahrt zu den Ge-
bäuden mit Feuerwehrfahrzeugen möglich ist. Die Ausführung muss mindestens in Straßen-
Bauklasse VI (Richtlinie für Standardisierung des Oberbaues von Verkehrsflächen ~ RStO 01) 
erfolgen. 

Altlasten, Grundwasserverunreinigungen 

Derzeit sind weder Schadensfälle mit wassergefährdenden Stoffen noch Altlasten oder Altlas-
tenverdachtsflächen bekannt. Sollten im Zuge von Baumaßnahmen dennoch Auffälligkeiten 
bezüglich Verunreinigungen auftreten, sind umgehend das zuständige Landratsamt und das 
Wasserwirtschaftsamt zu informieren, um ggf. das weitere Vorgehen abzustimmen. 

Denkmalpflege / Archäologische Bodenfunde 

Im Geltungsbereich liegt kein Bodendenkmal vor. Es wird auf die Vorschriften des Art. 8 DSchG 
hingewiesen.  

Stellungnahme Bergamt Nordbayern 
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Sollten bei den Bauarbeiten unerwartet altbergbauliche Relikte angetroffen werden, sind die-
se zu berücksichtigen und das Bergamt Nordbayern zu verständigen. 

Stellungnahme der Bayernwerk Netz GmbH 

Der Planungsbereich wird, wie Sie den beigefügten Spartenauskunftsplänen entnehmen können, von 
einer 20-kV-Freileitung überspannt. Der Schutzzonenbereich für 20-kV-Einfachfreileitungen beträgt hier 
je 9,0 m beiderseits der Leitungsachse. 

Innerhalb dieser Zone ist nur eine eingeschränkte Bebauung / Bepflanzung möglich. Die Richtigkeit des 
Leitungsverlaufs im Spartenauskunftsplan ist ohne Gewähr. Maßgeblich ist der tatsächliche Verlauf im 
Gelände. 

Abgrabungen im Mastbereich können die Standsicherheit des Mastes gefährden und sind nur mit unse-
rem Einverständnis möglich. Die Standsicherheit der Freileitungsmaste und die Zufahrt zu den Standor-
ten muss zu jeder Zeit gewährleistet sein. Dies gilt auch für vorübergehende Maßnahmen. 

Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel und Verteilerschränke 
erforderlich. Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen 
oder Grünstreifen ohne Baumbestand möglich. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Versorgungsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbauträ-
ger und anderer Versorgungsträger ist es notwendig, dass der Beginn und Ablauf der Erschließungs-
maßnahmen im Planbereich frühzeitig (mindestens 3 Monate) vor Baubeginn der Bayernwerk Netz 
GmbH schriftlich mitgeteilt wird. Nach § 123 BauGB sind die Gehwege und Erschließungsstraßen soweit 
herzustellen, dass Erdkabel in der endgültigen Trasse verlegt werden können. 

Ausführung von Leitungsbauarbeiten sowie Ausstecken von Grenzen und Höhen: 

• Vor Beginn der Verlegung von Versorgungsleitungen sind die Verlegezonen mit endgültigen Höhen-
angaben der Erschließungsstraßen bzw. Gehwegen und den erforderlichen Grundstücksgrenzen vor Ort 
bei Bedarf durch den Erschließungsträger (Gemeinde) abzustecken. 

• Für die Ausführung der Leitungsbauarbeiten ist der Bayernwerk Netz GmbH ein angemessenes Zeit-
fenster zur Verfügung zu stellen, in dem die Arbeiten ohne Behinderungen und Beeinträchtigungen 
durchgeführt werden können. 

Bei der Bayernwerk Netz GmbH dürfen für Kabelhausanschlüsse nur marktübliche Einführungssysteme, 
welche bis mind. 1 bar gas- und wasserdicht sind, verwendet werden. Prüfnachweise sind vorzulegen. 
Wir bitten Sie, den Hinweis an die Bauherren in der Begründung aufzunehmen. 

Hinsichtlich der in den angegebenen Schutzzonenbereichen bzw. Schutzstreifen bestellenden Bau- und 
Bepflanzungsbeschränkung machen wir darauf aufmerksam , dass Pläne für Bau- und Bepflanzungsvor-
haben jeder Art uns rechtzeitig zur Stellungnahm e vorzulegen sind. Dies gilt insbesondere für Straßen- 
und Wegebaumaßnahm en, Ver- und Entsorgungsleitungen, Kiesabbau, Aufschüttungen, Freizeit- und 
Sportanlagen, Bade- und Fischgewässer und Aufforstungen. 

Wir weisen daraufhin, dass die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen von Bepflanzung freizuhal-
ten sind, da sonst die Betriebssicherheit und Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und 
tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus G ründen des Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 
2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen 
mit der Bayernwerk AG geeignete Schutzmaßnahm en durchzuführen. 

Beachten Sie bitte die Hinweise im “Merkblatt über Baumstandorte und elektrische Versorgungsleitun-
gen und Entsorgungsleitungen“, herausgegeben von der Forschungsanstalt für Straßenbau und Ver-
kehrswesen bzw. die DVGW -Richtlinie GW 125. 

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0,5 m rechts und links zur Trassenachse. 

Stellungnahme der Deutschen Telekom GmbH 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungs-
berechtigte i. S. v. § 68 Abs. 1 TKG - hat die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevoll-
mächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter 
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entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. 
Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsinfrastruktur durch die Telekom ist die Verle-
gung neuer Telekommunikationslinien im Plangebiet und außerhalb des Plangebiets einer Prüfung Vor-
behalten. 

Bitte teilen Sie uns zum Zweck der Koordinierung mit, welche eigenen oder Ihnen bekannten Maßnah-
men Dritter im Bereich des Plangebietes stattfinden werden. 

Bei positivem Ergebnis der Prüfung machen wir darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen 
eine unterirdische Versorgung des Neubaugebietes durch die Telekom Deutschland GmbH nur bei Aus-
nutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung möglich ist. Wir beantragen daher, sicherzustel-
len, dass 

- für den Ausbau des Telekommunikationsnetzes im Erschließungsgebiet die ungehinderte, unentgeltliche 
und kostenfreie Nutzung der künftig gewidmeten Verkehrswege möglich ist, 

- auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom Deutschland GmbH als 
zu belastende Fläche festgesetzt und entsprechend § 9 Abs. 1 Ziffer 21 BauGB eingeräumt wird, 

- eine rechtzeitige und einvernehmliche Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Leitungszo-
nen vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbaumaßnahmen für Straßenbau und Leitungs-
bau durch den Erschließungsträger erfolgt, wie ausdrücklich im Telekommunikationsgesetz § 68 Abs. 3 
beschrieben, 

- die geplanten Verkehrswege nach der Errichtung der Telekommunikationsinfrastruktur in Lage und 
Verlauf nicht mehr verändert werden. 

- dem Erschließungsträger auferlegt wird, dass dieser für das Vorhaben einen Bauablaufzeitenplan 
aufstellt und bei Bedarf verpflichtet ist, in Abstimmung mit uns im erforderlichen Umfang Flächen für die 
Aufstellung von oberirdischen Schaltgehäusen auf privaten Grundstücken zur Verfügung zu stellen und 
diese durch Eintrag einer beschränkten persönlichen Dienstbarkeit zu Gunsten der Telekom Deutschland 
GmbH im Grundbuch kostenlos zu sichern. 

- Das „Merkblatt über Baumstandorfe und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" herausgegeben 
von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen ist zu beachten. 

Wir machen besonders darauf aufmerksam, dass eine Erweiterung unserer Telekommunikationsinfra-
struktur außerhalb des Plangebietes aus wirtschaftlichen Erwägungen heraus auch in oberirdischer Bau-
weise erfolgen kann. 

Zur Abstimmung der Bauweise und für die rechtzeitige Bereitstellung der Telekommunikationsdienstleis-
tungen sowie zur Koordinierung mit Straßenbau- bzw. Erschließungsmaßnahmen der anderen Versor-
ger, ist es dringend erforderlich, dass Sie sich rechtzeitig, mindestens jedoch 3 Monate vor Baubeginn, 
mit dem zuständigen Ressort in Verbindung setzen: 

Deutsche Telekom Technik GmbH, T NLSüd, PT112, Bajuwarenstr. 4, 93053 Regensburg, Tel. 0800-
3309747 

Im Einmündungsbereich der neuen Straße befinden sich Telekommunikationsanlagen der Telekom 
Deutschland GmbH. 

Vor Tiefbauarbeiten über oder in unmittelbarer Nähe unserer Anlagen ist es erforderlich, dass sich die 
Bauausführenden vorher vom zuständigen Ressort, 

Fax: 0391-580213737, Email: Planauskunft.Sued@telekom.de. 

in die genaue Lage dieser Anlagen einweisen lassen. 

 

Allgemeine Hinweise und Plangenauigkeit 

Planunterlagen sind urheberrechtlich geschützt und dürfen nur mit Zustimmung des Planverfas-
sers (auch auszugsweise) verwendet, vervielfältigt, geändert oder an Dritte weitergegeben 
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werden. Bei evtl. Abweichungen zwischen der digitalen Planfassung und der ausgehändigten 
Papierfassung haben immer die durch den Planverfasser unterzeichneten Papierfassungen Gül-
tigkeit. 

Bei Grundlage einer Digitalen Flurkarte (DFK) stellt diese keinen amtlichen Katasterauszug dar.  
Der Auszug aus der DFK kann nicht aktuelle Informationen enthalten und ist zur Maßentnahme 
nicht geeignet. 

Die Planzeichnung wurde auf der Grundlage der digitalen Flurkarte der Gemeinde Seubers-
dorf zur Verfügung gestellt durch die Bayerische Vermessungsverwaltung (Katastervermessun-
gen gemäß Gesetzes über die Landesvermessung und das Liegenschaftskataster (Vermes-
sungs- und Katastergesetz – VermKatG,)) durch Befliegung der Bayerische Vermessungsver-
waltung erstellt. Somit ist von einer hohen Genauigkeit auszugehen, wobei sich dennoch im 
Rahmen einer späteren Ausführungsplanung oder Einmessung Abweichungen ergeben können. 
Dafür kann seitens der Gemeinde und des Planverfassers, keine Gewähr übernommen werden. 

 


